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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 RS 55/12 B 
 
L 4 RS 191/12 (Sächsisches LSG) 
S 23 RS 87/09 (SG Chemnitz) 
 
 
 
…………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 17. Januar 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter Dr.  B e r c h t o l d ,  die Richterin Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss 

des Sächsischen Landessozialgerichts vom 17. Oktober 2012 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu er-

statten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 17.10.2012 hat das Sächsische LSG Ansprüche des Klägers auf Feststel-

lung weiterer Entgelte aus Jahresendprämien für die Zeit seiner Zugehörigkeit zur zusätzlichen 

Altersversorgung der technischen Intelligenz von 1974 bis 1987 verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung wurde Beschwerde zum BSG 

eingelegt. In der Beschwerdebegründung werden die grundsätzliche Bedeutung der Rechts-

sache sowie "die Verletzung von Prozessrecht" geltend gemacht. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a 

Abs 4 S 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Wie die Beschwerdebegründung zu Recht ausführt, hat eine Rechtssache nur dann grundsätz-

liche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die über den Einzelfall hinaus aus 

Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das 

Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss daher anhand des 

anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung 

angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung 

dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Ein 

Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine Rechtsfrage, 

ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit 

(Entscheidungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von 

ihm angestrebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG 

SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN; Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 2009, § 160a 

RdNr 41). 

 

Der Kläger hält die Frage für grundsätzlich bedeutsam, 
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  ob aus dem "Nachweis der Höhe sowie" dem "Nachweis der Auszahlung" von Jahres-
endprämien "die Erfüllung der Feststellungslast im sozialgerichtlichen Verfahren gemäß 
der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts abgeleitet werden kann oder nicht und 
ob damit deutlich ist, daß die Voraussetzungen für die Zahlung von Jahresendprämien 
damit als erfüllt nachgewiesen worden sind"? 

 

Mit dieser Frage hat der Kläger die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache nicht dargetan. 

Denn sie lässt schon völlig offen, welches gesetzliche Tatbestandsmerkmal welcher bundes-

rechtlichen Norm (§ 162 SGG) mit Blick auf welche Bestimmung ausgelegt werden soll, um die 

Rechtseinheit zu wahren oder das Recht fortzubilden. Die gesamte Begründung der Nichtzulas-

sungsbeschwerde setzt sich nirgendwo mit Rechtsvorschriften, geschweige denn mit 

höchstrichterlicher Rechtsprechung oder einschlägiger Literatur auseinander, so dass auch die 

Klärungsbedürftigkeit der aufgezeigten Problematik nicht einmal ansatzweise dargetan ist. 

Zusätzlich fehlt es an ausreichenden Ausführungen zur Klärungsfähigkeit. Insoweit hätte der 

Kläger aufzeigen müssen, welchen Sachverhalt das LSG für das BSG bindend (§ 163 SGG) 

festgestellt hat und dass auf dieser Grundlage im angestrebten Revisionsverfahren notwendig 

über die mit der Beschwerde angesprochene Problematik entschieden werden muss. 

Keinesfalls gehört es zu den Aufgaben des BSG, die angegriffene Entscheidung selbst nach 

einschlägigen Feststellungen zu durchsuchen. 

 

Wenn der Kläger schließlich auch "die Verletzung von Prozessrecht" rügt, ist schon nicht er-

kennbar, welchen Verfahrensmangel er damit konkret geltend machten möchte. Soweit er ein-

wendet, das LSG sei "von den Beweisregeln abgewichen"; richtigerweise müsse "der überein-

stimmende Teil der Zeugenaussagen bewertet werden und der abweichende Teil der Aussagen 

hinsichtlich ggf. widerstreitende Inhalte abgewogen werden", greift er im Kern die Beweiswürdi-

gung des Berufungsgerichts an und rügt damit einen Verstoß gegen § 128 Abs 1 S 1 SGG. Auf 

eine Verletzung dieser Norm kann jedoch kraft ausdrücklicher gesetzlicher Anordnung ein Ver-

fahrensmangel keinesfalls - dh weder unmittelbar noch mittelbar - gestützt werden (§ 160 Abs 2 

Nr 3 Halbs 2 SGG). Erst recht ist nicht Gegenstand der Nichtzulassungsbeschwerde, ob die 

hiermit angegriffene Entscheidung rechtlich richtig ist (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). Der 

Kläger verkennt, dass eine Überprüfung insofern erst nach zulässiger Einlegung der zugelasse-

nen Revision durch das BSG als Revisionsgericht in Betracht kommt. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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